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Die Crux mit
dem Eigenmietwert

Die Diskussion über den Eigenmietwert
wird seit Jahren aufgrund einer falschen
Ausgangslage geführt (NZZ 16. 2. 19).
Der Eigenmietwert wird noch immer als
Mittel zur Gleichstellung von Mietern
und Eigentümern betrachtet. Der Mieter
hat die Alternative, sein Vermögen in
Finanzanlagen zu halten, anstatt Wohn-
eigentum zu erwerben. Der Eigenmiet-
wert als Naturaleinkommen ist einem
Finanzertrag gegenüberzustellen. Früher
konnten selbst mit Bundesobligationen
2 bis 3 Prozent Ertrag erzielt werden, mit
moderater Diversifikation war eine Port-
foliorendite von rund 4 Prozent «garan-
tiert». Diese befand sich in Balance mit
dem Eigenmietwert einer Liegenschaft.
Doch die Zeiten haben sich seit dem
Ausbruch der Finanz- und Schuldenkrise
vor zehn Jahren verändert. Die Tiefst-
zinspolitik hält an, aber der Eigenheim-
besitzer wird noch immer mit einem fik-
tiven Einkommen zur Kasse gebeten.
Dieser Eigenmietwert ist nicht länger
haltbar, Immobilieneigentümer werden
über Gebühr zur Kasse gebeten. Der
Steueranreiz einer hohen Fremdfinan-
zierung hat sich definitiv verflüchtigt,
doch durch die Eigenmietwertbesteue-
rung verbleibt beim Immobilienbesitzer
die Ungleichbehandlung gegenüber dem
Finanzinvestor. Die Abzugsmöglichkeit
von Schuldzinsen soll nur noch im Um-
fang der Erträge aus Immobilien erlaubt
sein, was von der Steuerlogik her ein-
leuchtend erscheint, wie dies auch der
NZZ-Redaktor festgehalten hat. Die
Abschaffung des Eigenmietwertes wird
zudem die Rückzahlung von Hypothe-
ken attraktiver werden lassen.

Beda Düggelin, Zürich

Es sind zwar vieleWege,aber sie alle füh-
ren nicht zum Ende des Eigenmietwerts
– für Ferienwohnungen soll er bestehen
bleiben.Von einem Systemwechsel kann
nicht die Rede sein, wenn rund 400 000
Wohneigentümer ausgenommen werden.
So wird auch Ständerat Pirmin Bischof
zitiert, dass dies nicht ganz logisch sei.
Trotzdem wird kaum darüber diskutiert.
Sollte die Vorlage so umgesetzt werden,
heisst das nichts anderes, als dass eine
Zweitwohnungssteuer eingeführt wird.
Was einige Vertreter der Tourismus-
gemeinden schon lange wünschen, wird

damit durch die Hintertür realisiert.Tou-
rismusorte haben schon oft Talent da-
für gezeigt, die nicht stimmberechtigten
Zweitwohnungseigentümer durch die
Gestaltung beiTarifen wie jenen fürWas-
ser, Kehricht, Energie, Tourismusabga-
ben usw. überproportional zu belasten.

Reto Fehr, Oberrieden

Der Eigenmietwert, der bekanntlich ein
fiktives Einkommen besteuert, muss
endlich abgeschafft werden. Er ist nicht
nur ärgerlich, sondern kommt einer Be-
strafung der Wohneigentümer gleich. Sie
haben das Geld, mit dem sie die Liegen-
schaft gekauft haben, bereits als Ein-
kommen versteuert. Darauf zahlen sie
die Vermögenssteuern und zusätzlich
den erwähnten fiktiven Eigenmietwert,
von dem sie jedoch keinen Rappen se-
hen. Alle schönen Beteuerungen, dass
das Wohneigentum gefördert werden
müsse, weil es die Bindung an und die
Verantwortung gegenüber Wohnort und
Umgebung vertiefe, werden so zur Farce.
Wer argumentiert, mit dem Eigenmiet-
wert müsse gleichzeitig der steuerliche
Abzug von Unterhaltskosten wegfallen,
muss an das Motiv für die seinerzeitige
Einführung des Eigenmietwertes erin-
nert werden: Er wurde in den schwieri-
gen 1930er Jahren als «Krisenabgabe»
eingeführt – und hat sich flugs zur per-
manenten Steuer entwickelt.Als Direkt-
betroffene bin ich der ständerätlichen
Wirtschaftskommission dankbar, dass sie
taugliche Varianten zur Abschaffung in
die Vernehmlassung schickt.

Nina Fehr Düsel, Kantonsrätin SVP,
Küsnacht

Patientenkunst
nicht anonymisieren

Dorothee Vögeli stellte in der NZZ vom
20. 2. 19 in einem informativen Beitrag
die Ausstellung «Extraordinaire!» mit
Arbeiten aus psychiatrischen Kliniken
der Schweiz um 1900 im Kunstmuseum
Thun vor. Katrin Luchsinger, Kuratorin
der Schau, sagte im Schweizer For-
schungsmagazin «Horizonte» zum Sinn
des Unternehmens: «Wir möchten diese
Künstlerinnen und Künstler zu Wort
kommen lassen und hoffen, dass eine
Debatte entsteht.» Die Ausstellung ist
schön präsentiert und gut erschlossen,
anregend ist sie auch. Ich will denn auch
niemanden kritisieren, wohl aber auf die
Frage der Anonymität der Künstlerinnen
und Künstler hinweisen.

Nur wenige erscheinen in der Ausstel-
lung und in den entsprechenden Publika-
tionen mit vollem Namen. Wenn man
schon die Künstlerinnen und Künstler
«zu Wort komme lassen» will, warum
gibt man ihnen nicht die Identität, die
ihnen zusteht? Ist der Datenschutz das
Problem? Sind es die Psychiater jener
Jahre oder gar jene von heute, welche die
Arbeiten eben nicht als Kunst rezipier-
ten, sondern als Dokument für die Kran-
kengeschichte? Ging oder geht es also
primär um ihr Interesse und nicht um
jenes ihrer Patientinnen und Patienten,
die ihnen Anschauungsmaterial zur Ver-
fügung stellen (müssen)? Um nur ein
Beispiel zu nennen: Wie kam es, dass
Hans Bertschinger, Direktor der Schaff-
hauser Klinik, 1920 Zeichnungen des
zwei Jahre zuvor verstorbenen Adolph
Schudel Hans Prinzhorn für dessen

Sammlung schenkte? Gehörte, was Ber-
tschinger verschenkte, überhaupt ihm?
Oder der Klinik? (Schudel war sich übri-
gens über sein Künstlertum sehr wohl im
Klaren; andernfalls hätte er seine Zeich-
nungen nicht so selbstbewusst mit vol-
lem Namen und Datum signiert.)

Mir scheint, die Frage der Persönlich-
keitsrechte dieser Künstler ist nicht gelöst,
und offenbar ist niemand in der Lage, ihr
auch wirklich, was höchst aufreibend
wäre,auf den Grund zu gehen – weiterhin
zulasten der Patienten, die, ungefragt, als
Lieferanten von Material gut sind.

Niklaus Oberholzer, Horw

Duz-Kultur

Die Vorstellung der Vorgesetzten ist seit
je, dass sie einer Grossfamilie vorstehen,
deren Mitglieder sich ganz fest lieb
haben, weshalb es keine Konflikte geben
kann und darf. Wenn doch, werden Not-
massnahmen ergriffen, wobei gerade bei
Mobbing und sexuellen Belästigungen
häufig die Opfer in den Fokus geraten.
Verstärken lässt sich diese jederzeit rei-
bungslose Zusammenarbeit mit einer
Matrixorganisation, deren Sinn es ist,
dass die Konflikte an den Schnittstellen
zu besseren Lösungen führen, und durch
ein Qualifikationssystem, das der Nor-
malverteilung folgt (da ist der Hinter-
grund das negative Vergleichen).

Die letztlich angelsächsische Mode
des «You can say you to me» ist dazu
eine Steigerung. Auch wenn von oben
angeordnet wird, dass jetzt plötzlich
alle dicke Freunde sind, bleiben Sympa-
thie und Antipathie sowie die Intrigen,
nur ist nicht mehr offen sichtbar, wer
die Lieblinge des Vorgesetzten sind.
«Teambildung» jedenfalls erfolgt nicht
auf Befehl, sondern ergibt sich, wenn
die Leute sinnvolle Aufgaben und ge-
meinsame Ziele haben. Das ist letzt-
lich der Kern der Vorgänge bei der
Basellandschaftlichen Kantonalbank
(NZZ 19. 2. 19).

Peter Metzger, Langnau am Albis

«Hetze im Internet
muss Folgen haben»

Der NZZ-Artikel vom 19. Februar setzt
sich mit Hassreden und menschenver-
achtenden Äusserungen in sozialen
Netzwerken auseinander. Ein grosses
Problem, vor allem wenn man bedenkt,
dass sich empfängliche User fast nur
noch in einschlägigen Echokammern be-
wegen und wenig Gedankenanstösse
von aussen erhalten. Im Artikel wird auf
das umstrittene Netzwerkdurchsetzungs-
gesetz in Deutschland hingewiesen. Mei-
nes Erachtens ist das Problem dort nicht,
dass die Meinungsäusserungsfreiheit
grundsätzlich eingeschränkt wird. Un-
recht kennt schliesslich keinen Rechts-
schutz, dies gilt auch schon heute im
Internet. Fraglich beim Netzwerkdurch-
setzungsgesetz ist, dass die Plattform-
betreiber selber Richter spielen müssen.
Mit einer solchen Regulierung entfernt
man im Zweifel lieber einen Post mehr
als weniger. Diese Machtdelegation
kann zur Gefahr für die Meinungsäusse-
rungsfreiheit werden.

MirjamTeitler, Medienjuristin, Zürich

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten um Verständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei der Auswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor, Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse des Absenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach, 8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch
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Warum Sozialhilfe?
Gastkommentar
von HEIDI STUTZ

Die Diskussionen um den Sozialhilfe-Grundbedarf haben starke
Emotionen und Diskussionen ausgelöst. Sie reichen von Erwägun-
gen zur Gerechtigkeit, häufig mit dem Unterton, dass man ja arbei-
ten könnte, bis zur Frage, was ein menschenwürdiges Leben kosten
darf. Richtig beunruhigend erscheint uns aber weniger der genaue
Betrag als dass die Zahl der Sozialhilfebeziehenden (wie auch der
Ergänzungsleistungsbeziehenden) seit längerem tendenziell steigt.
Auch bei einem tieferen Grundbedarf werden diese Menschen
nicht einfach verschwinden. Es dürften sich alle einig sein, dass wir
weniger Menschen in der Sozialhilfe wollen. Ob man das Problem
mit Anreizen durch Absenkung oder Differenzierung des Grund-
bedarfs lösen kann, ist allerdings fraglich, nicht nur wegen der 30
Prozent Kinder in der Sozialhilfe. Wichtig ist eine nüchterne, fak-
tenbasierte Analyse der Gründe, die zum Sozialhilfebezug führen.
Da gibt es mehr als einen:

Steigender finanzieller Druck auf Familien: Durch steigende
Mieten und sinkende Prämienverbilligung bei höheren Kranken-
kassenprämien, vielerorts teure Kinderbetreuung und mit der Teue-
rung nicht steigende Familienzulagen kommt man mit bescheide-
nen Einkommen immer weniger über die Runden. Hinzu kommt
die ungleiche Aufteilung des Einkommens nach einer elterlichen
Trennung, wodurch der Elternteil, bei dem die Kinder leben, oft in
die Sozialhilfe gerät.

Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt: Es sind viele einfachere
Jobs für Tiefqualifizierte verschwunden. Die Arbeitslosigkeit ist
hoch in diesem Segment, die Löhne sinken und die Arbeitsbedin-
gungen erodieren. Es ist nicht mehr selbstverständlich, ohne Be-
rufsabschluss überhaupt noch eine Dauerstelle zu finden, die das
Existenzminimum deckt. Daran ändert die Absenkung des Grund-
bedarfs wenig. Hier braucht es eine Qualifizierungsstrategie.

Kein Platz mehr für nicht voll Leistungsfähige:Weil weniger ein-
fache Jobs vorhanden sind, ist es für die Unternehmen schwieriger
geworden, aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr voll leistungs-
fähige Personen durch Umplatzierung auf solche Stellen zu halten.

Es gibt eine wachsende Zahl von Personen, die zu gesund sind für
die IV, aber zu krank bzw. zu wenig leistungsfähig für den Arbeits-
markt. Da die Arbeitgeber das volle Risiko für krankheitsbedingte
Ausfälle tragen, haben sie auch deshalb keinen Anreiz, gesundheit-
lich Angeschlagene zu beschäftigen. Das erklärt teilweise die Zu-
rückhaltung, Personen im höheren Erwerbsalter einzustellen. Ihre
Zahl hat in der Sozialhilfe besonders stark zugenommen.

Verfehlte Integrationspolitik:Wir tragen immer noch an den Fol-
gen verpasster Integrationschancen, insbesondere im Asylbereich,
wo sich nun mit den erhöhten Integrationspauschalen gewisse Ver-
besserungen abzeichnen. Ja, es kommen neben vielen Fachkräften
auch Menschen ohne Berufsabschluss in die Schweiz. Als Flücht-
linge und im Familiennachzug haben sie ein Bleiberecht und müss-
ten den Anschluss an eine Ausbildung wo möglich schaffen. Aber
heute ist es nicht einmal eine Selbstverständlichkeit, dass motivierte
Personen so lange finanziell Zugang zu Sprachkursen haben, bis sie
das für eine Ausbildung geforderte Niveau erreichen.

Die Eskalation bis hin zum Sozialhilfebezug lässt sich eher ver-
meiden, wenn eine unterstützende Familienpolitik und mehr Bera-
tung und Bildungsangebote vorhanden wären. Dies würde heute
verschwendetes Humanvermögen mobilisieren und mithelfen,
Überschuldungssituationen zu vermeiden, die eigentliche Armuts-
fallen darstellen. Oder wie Amartya Sen es ausdrückte: Man muss
die Handlungschancen der Menschen ins Zentrum stellen und ihre
Handlungsspielräume erweitern, wenn man Armut effektiv be-
kämpfen will.

Heidi Stutz ist Bereichsleitern Familienpolitik und Gleichstellung von Mann
und Frau beim Büro für arbeits- und sozialpolitische Studien (BASS).

Wichtig ist eine faktenbasierte
Analyse der Gründe, die
zum Sozialhilfebezug führen.
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